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Zusammenfassung  

Wohneigentum verdient in NRW und im gesamten Bundesgebiet mehr Aufmerksamkeit. Hier 

bestehen große Chancen, die Altersvorsorge vieler Bürger zu verbessern, die Vermögensvertei-

lung gleichmäßiger zu gestalten und sogar Wohnkosten zu reduzieren. Dazu sollten aber Hemm-

nisse in der Wohneigentumsbildung überwunden werden. Beim Wohnungsbau muss jedoch dif-

ferenziert werden: In Ballungsgebieten braucht es noch mehr Engagement bei der Baulandaus-

weisung, in schrumpfenden Kommunen muss dagegen umsichtig gehandelt werden, um Leer-

stand zu vermeiden. Eine besondere Herausforderung stellt dabei der Bau von Einfamilienhäu-

sern dar, da sie besonders viel Fläche erfordern, andererseits es aber eine starke Präferenz für 

diese Wohnform gibt. In Ballungsgebieten sollte daher geprüft werden, ob auch flächenspa-

rende Einfamilienhausprojekte umgesetzt werden können. In schrumpfenden Kommunen sollte 

die Nachfrage vor allem auf den Bestand gelenkt werden. Das Programm „Jung kauft alt“ ist 

daher ein sinnvolles Instrument, darüber hinaus sollte auch der Ersatzneubau stärker in den 

Blick genommen werden. 
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1 Einleitung  

Der Wohnungsmarkt in Deutschland boomt seit nunmehr zehn Jahren. Gerade in den Großstäd-

ten, aber auch in vielen Umlandgemeinden der Großstädte steigen die Mieten und Kaufpreise 

deutlich. Dies gilt genauso für Nordrhein-Westfalen und hier insbesondere für die Großstädte 

Köln, Düsseldorf, Bonn und Münster. Über den Anstieg der Mieten und Preise in vielen Ballungs-

räumen wird aber übersehen, dass es auch Regionen gibt, in denen sich die Märkte gänzlich 

anders entwickeln. In Landkreisen wie Höxter, Lippe oder dem Märkischen Kreis lagen die Miet-

preissteigerungen bei den Wiedervertragsmieten seit 2015 bei 5-7 Prozent und damit im Rah-

men der Inflationsrate – real gab es also keine oder kaum eine Steigerung.  

 

In Bezug auf die Forderung nach konsequenter Ausweisung von neuem Bauland in dem Antrag 

der Fraktionen der CDU und FDP „Den Traum vom Eigenheim erfüllen. Das Einfamilienhaus hat 

Zukunft!“ (Drucksache 17/12925) ist also genauer zu differenzieren, wie im Folgenden gezeigt 

wird. Sachrichtig ist aber, unabhängig von der Frage des Wohnungsbaus, dass Wohneigentum 

in NRW gestärkt werden sollte.  

 

2 Wohneigentum in NRW stärken 

In der wohnungspolitischen Diskussion spielt das Wohneigentum oft nur eine untergeordnete 

Rolle. Zwar wird als Ziel der Bundesregierung und auch der Landesregierung die Stärkung des 

Wohneigentums immer genannt, aber es gibt zum Beispiel keinerlei Überlegung, einen Ersatz 

etwa für das ausgelaufene Baukindergeld zu finden. Grundsätzlich ist das Baukindergeld zwar 

durchaus kritisch zu beurteilen (vgl. Sagner/Voigtländer, 2018), aber es überrascht schon, dass 

keine anderen Instrumente der Unterstützung für Eigenheimerwerber diskutiert werden. Dies 

kann aus mehreren Gründen hinterfragt werden: 

 

1. Die Zinsentwicklung hat die Erschwinglichkeit von Wohneigentum insgesamt verbes-

sert. Vielfach können heute Immobilien in der Erwerbsphase finanziert und die Kre-

dite getilgt werden, ohne stärker als ein Mieter belastet zu sein (Sagner/Voigtländer, 

2020). Die Nutzerkosten der Wohneigentümer liegen vielerorts deutlich unter den 

Mietkosten. Diese Zusammenhänge werden immer wieder überrascht oder ungläu-

big aufgenommen, da die Preise viel deutlicher als die Mieten gestiegen sind. Da je-

doch die Zinsen noch stärker als die Preise gefallen sind, wird dieser Effekt überkom-

pensiert. Entscheidend für die Nutzung dieses Zinsvorteils ist aber, dass die Tilgung 

über einen genügend langen Zeitraum gestreckt werden kann. Wer 30 oder besser 

noch 35 Jahre Zeit für die Tilgung hat, stellt sich auch in Kombination von Zins und 

Tilgung oft besser als der Mieter. Muss dagegen der Kredit in kürzerer Zeit getilgt 

werden, kann die Belastung für den Haushalt deutlich steigen. 

2. Angesichts der anhaltenden Niedrigzinsphase (vgl. Demary/Voigtländer, 2018) sowie 

der demografischen Entwicklung stehen klassische Formen der Altersvorsorge wie 

die gesetzliche Rentenversicherung, die betriebliche Altersvorsorge und Lebensversi-

cherungen vor großen Herausforderungen. Wohneigentum als ein Baustein der Al-

tersvorsorge wird daher wichtiger. Schließlich sparen sich Rentnerinnen und Rentner 
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die Zahlung einer Miete, die Instandsetzungskosten liegen oft deutlich unter den ge-

sparten Mietzahlungen.  

3. Eng damit verbunden ist auch der Vorteil einer gleichmäßigeren Vermögensvertei-

lung. Deutschland gehört zu den Ländern, in denen das Vermögen deutlich konzen-

trierter ist. Ein wesentlicher Grund hierfür ist in der geringen Wohneigentumsquote 

zu sehen (vgl. Fratzscher, 2017). In Ländern wie den Niederlanden, dem Vereinigten 

Königreich oder Spanien haben ebenso Haushalte mit geringerem Einkommen oft 

Wohneigentum, wodurch sie auch an durchschnittlich steigenden Preisen partizipie-

ren. Mehr Wohneigentum ermöglicht insgesamt eine stärkere Teilhabe an Vermö-

gensgewinnen und ermöglicht Haushalten einen sozialen Aufstieg. 

4. Wohneigentum stellt schließlich einen impliziten Schutz gegen steigende Mieten dar 

(Otalo-Magné/Rady, 2002). Wohneigentümer können auch nicht verdrängt werden, 

womit Wohneigentum der wirksamste Schutz vor Gentrifizierung ist. 

 

Trotz dieser gewichtigen Vorteile stagniert jedoch die Wohneigentumsbildung – auch in NRW. 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes lag die Quote 2010 bei 43,0 Prozent, 2018 mit 

43,7 Prozent nur geringfügig höher und immer noch unter dem Bundesdurchschnitt. Ein we-

sentlicher Grund hierfür ist in den hohen Anforderungen an das Startkapital für Wohneigentü-

mer zu sehen. Banken verlangen in der Regel einen Eigenkapitalanteil von rund 10 Prozent, zu-

sätzlich fallen die Erwerbsnebenkosten an, die nicht über einen Immobilienkredit finanziert wer-

den können. Diese Erwerbsnebenkosten sind in NRW besonders hoch, vor allem aufgrund des 

sehr hohen Grunderwerbsteuersatzes von 6,5 Prozent. Haushalte, die Wohneigentum kaufen 

wollen, müssen daher rund 20 Prozent des Kaufpreises gespart haben. Da aber nur rund 15 Pro-

zent aller Mieter über ein Vermögen von 60.000 Euro verfügt, sind nur wenige Mieter in der 

Lage, Wohneigentum zu erwerben – es sei denn, die Haushalte erhalten etwa familiäre Hilfen, 

indem zum Beispiel Eltern ihre Immobilie beleihen. Damit werden aber auch die Vermögensun-

terschiede vererbt.  

 

Eine Reform der Grunderwerbsteuer wäre daher wünschenswert, aufgrund der finanziellen Aus-

wirkungen aber nicht realistisch. Allerdings gäbe es auch Alternativen: Im Rahmen der sozialen 

Wohnraumförderung gewährt die NRW.BANK bereits heute Nachrangdarlehen, die Haushalte 

als Eigenkapitalersatz einsetzen können, also als Eigenkapital in der Bankfinanzierung oder zur 

Begleichung der Erwerbsnebenkosten nutzen können. Die Einkommensgrenzen sind jedoch 

sehr eng. Die Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH) geht einen anderen Weg und gewährt 

allen Haushalten ein Ergänzungsdarlehen (Nachrangdarlehen) bis zu einer Gesamtsumme von 

100.000 Euro und einer Zinsbindung von 15 Jahren. Dafür muss eine Mindesttilgung von jährlich 

2 Prozent und ein Eigenkapital von 7,5 Prozent nachgewiesen werden, wobei auch Eigenleistun-

gen als Eigenkapital angerechnet werden. Ein ähnliches Programm hat die Hamburgische Inves-

titions- und Förderbank. Da Ausfälle bei Eigenheimbesitzern selten sind und sich Gebietskörper-

schaften günstig refinanzieren können, wäre ein ähnliches Programm ebenso für NRW eine ef-

fektive und günstige Option, um mehr Haushalten zu helfen, Wohneigentum zu erwerben. 

 

Besonders erstrebenswert ist für viele Haushalte der Kauf eines Einfamilienhauses (vgl. Ewald 

et al., 2021), gerade auch aufgrund der Erfahrungen des letzten Jahres mit monatelangen Lock-

downs. Dies wiederum stellt die Stadtplanung vor große Herausforderungen. 
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3 Wohnungsbau in NRW: Unterschiedliche Ausgangslagen 

Der Wohnungsmarkt in NRW ist sehr heterogen, gerade auch mit Blick auf Ballungsräume und 

ländliche Regionen. Wie Henger und Voigtländer (2019a) und Gewos (2020) herausstellen, gibt 

es in NRW sowohl Kreise, in denen die Baufertigstellungen gemessen am Bedarf deutlich zu ge-

ring ausfallen, aber auf der anderen Seite auch Kreise, in denen mehr gebaut als benötigt wird. 

Damit entsteht auf der einen Seite die Gefahr angespannter Wohnungsmärkte mit steigenden 

Mieten und Preisen, auf der anderen Seite Leerstand, der ebenfalls erhebliche Probleme her-

vorrufen kann. In rund einem Drittel der Kreise in NRW übertrifft die Bautätigkeit den Baube-

darf, in zwei Dritteln ist es umgekehrt.  

 

Abbildung 3-1: Demografische Prognose für Kreise in NRW 

Entwicklung zwischen 2020 und 2030 in Prozent 

 
Quelle: IT.NRW 
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Diese Divergenz wird sich vermutlich noch verstärken, denn die demografischen Prognosen zei-

gen, dass sich die Nachfrage noch deutlicher auseinanderentwickeln wird. Während etwa Köln, 

Düsseldorf und Münster zwischen 2020 und 2030 einen Einwohnerzuwachs von mehr als 7 Pro-

zent erwarten können, schrumpfen die Landkreise Höxter, Hochsauerlandkreis und Märkischer 

Kreis um mehr als 4 Prozent. Gerade Höxter und der Hochsauerlandkreis zählen dabei heute 

schon zu den Kreisen, in denen das Verhältnis aus Bautätigkeit und Baubedarf besonders un-

günstig ist. In Köln und Münster fehlen dagegen besonders viele Wohnungen. Entsprechend 

muss mit dem Bau von Wohnungen und insbesondere Einfamilienhäusern unterschiedlich um-

gegangen werden. 

 

3.1 Wohnungsbau in angespannten Märkten 

Viele Großstädte in NRW und auch ihre Umlandgemeinden konnten in den letzten Jahren nicht 

genügend neuen Wohnraum schaffen, um die gestiegene Nachfrage, vor allem aufgrund der 

Zuwanderung, auszugleichen. Wesentlich für den Mangel an Wohnungen ist vor allem der Man-

gel an Bauland, da es, anders als vielleicht noch in den 1960er oder 1970er Jahren, keinen Man-

gel an Investoren gibt. Die Bereitstellung von Bauland bleibt damit ein wesentliches Ziel der 

lokalen Politik (in angespannten Märkten) und auch der Landesregierung, die hierfür die not-

wendigen Voraussetzungen schaffen muss. Zumindest kurzfristig bleibt aber Bauland knapp, 

und so muss wohlüberlegt werden, wie dieses genutzt wird. Zudem spielt auch die Ökologie 

eine Rolle. Die Bundesregierung möchte die Versiegelung der Flächen stärker eingrenzen, bis 

2030 sollen nur noch 30 ha pro Tag zusätzlich für Siedlungs- und Verkehrsflächen genutzt wer-

den (BBSR, 2011). 

 

Vor diesem Hintergrund erscheinen Einfamilienhäuser für Großstädte und zunehmend auch für 

angrenzende Umlandgemeinden unattraktiv, da der Flächenverbrauch hoch und der Zugewinn 

an Wohnungen gering ist. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Zahl der Familien tendenziell 

rückläufig ist, die Zahl der 1- und 2-Personenhaushalte dagegen weiterwächst. Dennoch gibt es 

ein sehr gewichtiges Argument für Einfamilienhäuser – sie werden von der Bevölkerung sehr 

geschätzt (vgl. Oberst/Voigtländer, 2021). Es steht zu befürchten, dass Städte zunehmend Fa-

milien verlieren, wenn sie kein ansprechendes Wohnungsangebot haben. Damit droht den Städ-

ten eine stärkere soziale Spaltung, wenn bevorzugt Single-Haushalte, besonders reiche Haus-

halte und arme Haushalte, deren Wohnkosten übernommen werden, in den Städten leben. Fa-

milien sind letztlich für ein funktionierendes gesellschaftliches Leben nicht zu ersetzen. Daher 

stehen die Städte vor der Aufgabe, gleichsam möglichst viel Wohnraum auf dem geringen ver-

fügbaren Bauland zu errichten, andererseits aber auch den Familien der mittleren Einkommens-

gruppen ein Wohnangebot zu unterbreiten. Dies kann gelingen, wenn ebenso andere Formen 

des Einfamilienhausbaus in den Fokus genommen werden. Town-Häuser etwa, die sich durch 

schmale Grundrisse und kleine Gärten, aber auch mehr Etagen auszeichnen können eine Option 

sein. Hier sollten durch Wettbewerb Innovationen gefördert werden. Letztlich muss es in der 

Stadtplanung immer darum gehen, Vielfalt zu ermöglichen, und dazu gehören auch Einfamilien-

häuser. 

 

 



  

Wohneigentumspolitik NRW
 

8 

3.2 Wohnungsbau in schrumpfenden Kommunen 

Während in Großstädten wie Köln und Düsseldorf Bauflächen knapp sind, sind sie in vielen länd-

lichen Regionen reichlich vorhanden. Dies in Kombination mit dem niedrigen Zinsniveau, gerin-

gen Baulandpreisen und der starken Präferenz für Einfamilienhäuser hat in vielen Kommunen 

dazu geführt, dass die Bautätigkeit – auch über den Bedarf – ausgeweitet wurde. Aus lokaler 

Perspektive wird die Ausweisung von Bauland oft forciert, weil man auf neue Einwohner hofft 

oder zumindest eine Schrumpfung verhindern möchte. Die Haushalte folgen allerdings nicht 

dem Wohnungsangebot, sondern vielmehr den Ausbildungsmöglichkeiten (Hochschulen) und 

vor allem dem Arbeitsplatzangebot (vgl. Moretti, 2012). Daher droht die Ausweisung von zu-

sätzlichem Bauland (über den Bedarf hinaus) zu Leerstand an anderer Stelle zu führen. Leer-

stand wiederum hat zahlreiche Nachteile, angefangen von höheren Infrastrukturkosten über die 

Verringerung von Wohnzufriedenheit in Nachbarhäusern bis zur Förderung von Kriminalität und 

Vandalismus (vgl. Henger/Voigtländer, 2019b). Entsprechend sollte der Aufbau von Leerstand 

dringend verhindert werden. 

 

Dazu ist es erforderlich, die Nachfrage, auch von Haushalten, die Eigentum erwerben möchten, 

in den Bestand zu lenken. Programme wie „Jung kauft alt“ sind dabei besonders wertvoll und 

sollten ausgebaut werden. Darüber hinaus brauchen viele junge Familien auch fachkundige Be-

ratung, wenn sie Bestandsimmobilien kaufen wollen. Wichtig in diesem Zusammenhang ist auch 

eine Flexibilität der Bauämter, wenn es um Sanierungen und Umbauten geht. Viel aktiver sollte 

daneben der Ersatzneubau ermöglicht werden. Teilweise lassen sich Bestandsgebäude – im Üb-

rigen auch in Großstädten – nicht an die heutigen Bedürfnisse anpassen. In diesen Fällen sollte 

es möglich sein, Gebäude abzureißen und neu zu bauen.  

 

4 Schlussfolgerungen  

Wohneigentum verdient in NRW und im gesamten Bundesgebiet mehr Aufmerksamkeit. Hier 

bestehen große Chancen, die Altersvorsorge vieler Bürger zu verbessern, die Vermögensvertei-

lung gleichmäßiger zu gestalten und sogar Wohnkosten zu reduzieren. Dazu sollten aber Hemm-

nisse in der Wohneigentumsbildung überwunden werden. Beim Wohnungsbau muss jedoch dif-

ferenziert werden: In Ballungsgebieten braucht es noch mehr Engagement bei der Baulandaus-

weisung, in schrumpfenden Kommunen muss dagegen umsichtig gehandelt werden, um Leer-

stand zu vermeiden. Eine besondere Herausforderung stellt dabei der Bau von Einfamilienhäu-

sern dar, da sie besonders viel Fläche erfordern, andererseits es aber eine starke Präferenz für 

diese Wohnform gibt. In Ballungsgebieten sollte daher geprüft werden, ob auch flächenspa-

rende Einfamilienhausprojekte umgesetzt werden können. In schrumpfenden Kommunen sollte 

die Nachfrage vor allem auf den Bestand gelenkt werden. Das Programm „Jung kauft alt“ ist 

daher ein sinnvolles Instrument, darüber hinaus sollte auch der Ersatzneubau stärker in den 

Blick genommen werden. 
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